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Gleichbehandlungsgrundsatz und Auskunftsanspruch  

– Entscheidung des BAG zur Darlegungs- und Beweislast 
 

Nach dem in Art. 3 Grundgesetz (GG) verfassungsrecht-
lich verankerten Gleichbehandlungsgrundsatz – der sich 
als sog. Abwehrrecht primär gegen staatliche Maßnah-
men richtet – ist es untersagt, grundlos Gleiches un-
gleich oder Ungleiches gleich zu behandeln.  

Dieser Rechtsgedanke findet entsprechend aber auch in 
Konstellationen Anwendung, in denen staatliche Stellen 
nicht beteiligt sind – im Bereich des Arbeitsrechts hat 
die Rechtsprechung hierzu den sog. arbeitsrechtlichen 
Gleichbehandlungsgrundsatz entwickelt. Er gebietet 
dem Arbeitgeber, seine Arbeitnehmer oder Gruppen von 
Arbeitnehmern, die sich in vergleichbarer Lage befinden, 
bei Anwendung einer selbst gesetzten Regel gleichzube-
handeln. Eine willkürliche Schlechterstellung einzelner 
Arbeitnehmer ist also verboten, was – trotz des Vor-
rangs der Vertragsfreiheit – auch bei der Gehaltszahlung 
gilt, wenn diese durch eine betriebliche Entscheidung 
generell angehoben wird oder der Arbeitgeber die Leis-
tung nach einem erkennbaren und generalisierenden 
Prinzip gewährt, indem er Voraussetzung und Zwecke 
festlegt.  

Dies entschied jüngst das Bundesarbeitsgericht (BAG) 
und bestätigte damit seine – sich über die letzten zwei 
Jahrzehnte verfestigte – Rechtsprechung (BAG vom 
12.10.2022 – Az.: 5 AZR 135/22). Hintergrund der Ent-
scheidung war die Klage eines Arbeitnehmers, der in den 
Personalstammdaten seiner Arbeitgeberin als „leitende 
Führungskraft“ geführt wurde. Wohl durch den „Flur-
funk“ hatte er erfahren, dass im Gegensatz zu ihm 13 
seiner Kollegen, allesamt wie er „leitende Führungskräf-
te“, in den letzten Jahren eine oder mehrere Gehaltser-
höhungen erhalten haben. Im Wege einer sog. Stufen-
klage begehrte er die Verurteilung seiner Arbeitgeberin 

zur Auskunftserteilung über erfolgte Gehaltserhöhung bei 
den übrigen „leitenden Führungskräften“ und – nach er-
teilter Auskunft – Anpassung seines Gehalts in gleicher 
Weise.  

Das BAG erläuterte zunächst die Voraussetzungen des 
Auskunftsanspruchs. Obwohl es für die Parteien eines 
Rechtsstreits keine allgemeine Pflicht zur Auskunftsertei-
lung gebe, komme unter Umständen ein auf die Grundsät-
ze von Treu und Glauben (§ 242 BGB) gestützter Aus-
kunftsanspruch in Betracht, wenn (1) zwischen den Partei-
en eine besondere rechtliche Beziehung besteht, (2) ein 
(Zahlungs-)Anspruch wahrscheinlich gegeben ist, (3) der 
Arbeitnehmer entschuldbar in Unkenntnis über Bestehen 
und Umfang seiner Rechte ist, (4) die Auskunft vom Ar-
beitgeber unschwer gegeben werden kann und (5) 
dadurch die allgemeinen Beweisgrundsätze nicht unter-
laufen werden. Nach dem BAG waren alle Voraussetzun-
gen erfüllt:  

Das Arbeitsverhältnis stelle die erforderliche besondere 
rechtliche Beziehung dar. Auch bestehe zumindest die 
Wahrscheinlichkeit eines Anspruchs auf Gehaltserhöhung. 
Zwar liege die Darlegungs- und Beweislast für einen Ver-
stoß gegen den arbeitsrechtlichen Gleichbehandlungs-
grundsatz grundsätzlich beim anspruchstellenden Arbeit-
nehmer. Da vom Kläger 13 „gleichartige“ Kollegen ge-
nannt wurden, die nach seinem Kenntnisstand mehr ver-
dienen würden als er, hätte es der Arbeitgeberin oblegen, 
den Behauptungen des Klägers zur Gruppenbildung sub-
stanziiert entgegenzutreten und darzulegen, wie groß der 
von ihr begünstigte Personenkreis ist, wie er sich zusam-
mensetzt, wie er abgegrenzt ist und warum der Kläger 
nicht dazugehöre. Dies habe die Arbeitgeberin nicht ge-
tan. Schließlich sei der Kläger auch in einer entschuldba-
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ren Ungewissheit über Bestehen und Umfang seiner 
Rechte, weil er keine genaue Kenntnis von den gewähr-
ten Gehaltssteigerungen hatte und haben konnte.  

Der Rechtsstreit wurde vom BAG an die Vorinstanz zu-
rückverwiesen. Im dort fortgesetzten Verfahren wird es 
entscheidend sein, dass die Arbeitgeberin nachvollzieh-
bar darlegen kann, dass kein Verstoß gegen den Gleich-
behandlungsgrundsatz vorliegt und der Kläger bei den 
Gehaltserhöhungen zu Recht unberücksichtigt blieb.  

 

Praxishinweis: 

Da der Arbeitnehmer in einem etwaigen gerichtlichen Ver-
fahren (zunächst) nur darlegen muss, dass sein Arbeitge-
ber eine Gruppe von Arbeitnehmern ihm gegenüber be-
vorzugt, es dann aber Sache des Arbeitgebers ist, die Be-
hauptung einer möglicherweise unzulässigen Ungleichbe-
handlung zu entkräften, empfehlen wir, die Gründe für die 
unterschiedliche Behandlung und damit die Kriterien für 
die vorgenommene Gruppenbildung genau zu dokumen-
tieren.
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Der Inhalt dieser Mandanteninformation dient nur der allgemeinen Information. Er stellt keine anwaltliche Beratung juristi- 
scher, steuerlicher oder anderer Art dar und soll auch nicht als solche verwendet werden. Alle Informationen und Angaben 
in diesem Newsletter haben wir nach bestem Wissen zusammengestellt. Sie erfolgen jedoch ohne Gewähr. Wir übernehmen 

insbesondere keine Haftung für Handlungen, die auf Grundlage dieser Angaben unternommen werden. 

Wir bitten Sie, sich für eine verbindliche Beratung bei Bedarf direkt mit uns in Verbindung zu setzen. 
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